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Präferenzerosion in multilateralen Verhandlungen –
das Beispiel des europäischen Zuckersektors

Dokumentation der Diskussionsveranstaltung in Hong-
kong am 14.12.05

Während der 6. WTO-Ministerkonferenz in Hongkong trafen sich auf Einladung
von Germanwatch und dem Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) in
Bonn Vertreter der Zuckerindustrie, Zuckeranbauer, Regierungsdelegierte, Bot-
schafter, Wissenschaftler, Vertreter von NRO aus Brasilien, Malawi, Südafrika,
Thailand, Zambia, Deutschland und Frankreich. Diskutiert wurden die entwick-
lungspolitische Dimension der gerade beschlossenen Reform der EU-
Zuckermarktordnung, die unterschiedliche Betroffenheit und Interessen der Ent-
wicklungsländer und mögliche Modelle zur Kompensation der Verluste der Ent-
wicklungsländer.

Präferenzerosion

In multilateralen Handelsrunden ist die Präferenzerosion1 eine zentrale Sorge für viele
Entwicklungsländer, die bisher einen privilegierten Marktzugang zu Industrieländern
haben. Dabei ist es ökonomisch gesehen nicht ganz eindeutig, ob diese privilegierten
Zugänge wirklich (immer) zur Entwicklung beitragen: auf der einen Seite profitieren
Entwicklungsländer dank erheblicher Exporteinnahmen, andererseits wächst die Abhän-
gigkeit von Industrieländern. Industrien werden geschützt, die sonst vielleicht nicht wett-
bewerbsfähig wären und – so die Vermutung vieler Ökonomen – Intransparenz und Ge-
winnmitnahmen einiger Weniger steigen.

Präferenzerosionen sind gerade im Agrarsektor so ein bedeutendes Thema, weil dies der
am meisten geschützte Sektor überhaupt ist. Der EU-Zuckermarkt ist ein prominentes
Beispiel für Präferenzerosion: Die bisherige EU-Zuckermarktordnung schützte nicht nur
die europäischen Zuckerbauern durch hohe Zölle und garantierte hohe Preise, sondern
nützte auch den Staaten Afrikas, der Karibik und Pazifik (AKP-Staaten), welche die glei-
chen hohen Preise bekamen und eine garantierte Menge auf den EU-Markt absetzen
konnten. Da der europäische Zuckermarkt allerdings schon mehr als gesättigt ist, mussten
diese Mengen ausnahmslos reexportiert werden. Allerdings gibt es viele Entwicklungs-
länder mit Zuckerproduktion(spotenzial) mit oft sehr unterschiedlichen Produktions-
strukturen, -kosten und Marktzugangsbedingungen, so dass Verallgemeinerungen zur
Wirkung der Reform der EU-Zuckermarktordnung nicht möglich sind. Solche Unter-
schiede wurden auch in der Diskussion deutlich.

                                                     
1 Verringerung des Werts eines "bevorzugten Marktzugangs". Ursache hierfür kann einerseits eine Zoll-
senkung sein: Hierdurch erhöht sich die Konkurrenzsituation, denn es schrumpft die Differenz zwischen den
niedrigeren Zöllen, die vielen Entwicklungsländer eingeräumt werden (= bevorzugter Marktzugang), und den
für alle Länder geltenden Zöllen. Der Wert eines bevorzugten Marktzugangs verringert sich andererseits
auch, wenn die internen landwirtschaftlichen Preise in der EU aufgrund der Agrarreformen sinken.
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Ethanol aus Zuckerrohr als Entwicklungsperspektive für Brasilien

Brasilien verfügt über ein großes Potential für den Anbau von Zuckerrohr. Daraus wird in
großem Maßstab neben Zucker auch Ethanol erzeugt. Brasilien ist einer der größten
Verbraucher und der größte Exporteur von Zucker weltweit. Nach Europa wird allerdings
aufgrund der hohen nicht-präferenziellen Importbeschränkungen fast nichts geliefert. Die
Ethanolerzeugung aus Zucker wird nicht nur für Brasilien, sondern auch für viele andere
Entwicklungsländer als wichtige wirtschaftliche Perspektive gesehen. Eduardo Carvalho
von der Vereinigung der Zuckerrohranbauer in Brasilien verdeutlicht die Vorteile: „Die
Verwendung von Ethanol als Kraftstoff hilft beim Klimaschutz, Subventionen sind für die
Produktion nicht notwendig und die Kleinbauern profitieren vom Anbau des Zuckers.“
Ethanol aus Zuckerrohr sei ökonomisch, ökologisch und sozial nachhaltig und trage er-
heblich zur Reduzierung der Armut bei, so Carvalho.

40 neue Fabriken sind geplant. In Brasilien gibt es eine Zwangszumischung von Bioetha-
nol in den Sprit, so dass jede beliebige Menge untergebracht werden kann. Die große
Frage ist, ob Brasilien auch den europäischen Markt beliefern wird. Dies wird insbeson-
dere davon abhängen, wie der Beimischungszwang in der EU gestaltet wird, und welche
Importzölle es für Bioethanol geben wird.

Swasiland exportiert nicht nur Zucker

Swasiland ist eines der 20 AKP-Länder mit einer Quote für den Import von Zucker in die
EU im Rahmen des Zuckerprotokolls2. Für viele dieser Länder ist Zucker das wichtigste
Exportprodukt, die Zuckerexporte sind das ökonomische Standbein dieser Länder. Durch
die Reform der EU-Zuckermarktordnung verliert Swasiland bedeutende Einnahmen,
wenn der EU-Zuckerpreis um ca. 36% sinkt. Aber nicht nur Zucker wird exportiert: Swa-
siland exportiert auch zuckerhaltige Getränke, was auf andere Importschranken trifft. Bei
der Suche nach Lösungen für eine konkurrenzfähige Zuckerproduktion müssen also nicht
nur der landwirtschaftliche Sektor und die Handelsregeln dafür betrachtet werden, son-
dern auch die Handelsregeln für industrielle Waren.

Zuckerproduktion in Malawi

In einigen der 50 ärmsten Länder der Welt (Least Developed Countries) ist Zucker ein
wichtiges Agrarprodukt, so z.B. in Malawi. Die LDC haben im Rahmen der Everything-
but-arms- (EBA-) Initiative zoll- und quotenfreien Zugang zum Europäischen Binnen-
markt erhalten. Dies ist insbesondere für Zuckerproduzenten relevant, aufgrund der durch
Zollschranken und die Zuckermarktordnung künstlich hochgehaltenen EU-Zuckerpreise.
Für die meisten anderen Produkte waren entweder die Zollschranken schon vor EBA sehr
gering, oder sie werden in LDC überhaupt nicht produziert.

Malawi hat eine konkurrenzfähige Zuckerindustrie, neben einer AKP-Quote im Rahmen
des Zuckerprotokolls kann Malawi auch in benachbarte Länder exportieren. Da Malawi
keinen Zugang zum Meer hat, sind die Transportkosten allerdings erheblich, nämlich 30

                                                     
2 Das Zuckerprotokoll ist ein Abkommen zwischen EU und AKP-Staaten. Die EU gewährt den AKP-Staaten
darin die Erlaubnis, Zucker zollfrei und zu Mindestpreisen in die EU einzuführen. Die WTO hat entschieden,
dass das Zuckerprotokoll gegen WTO-Regeln verstößt.



Dokumentation vom 14.12.2005 5

Prozent der Produktionskosten. Vielen afrikanischen Zuckerexporteuren fehlt der Zugang
zum Meer, sonst wären sie auf dem Weltmarkt sehr wohl konkurrenzfähig. Durch die
EU-Zuckermarktreform verliert Malawi sowohl Einnahmen aus den schon existierenden
Exporten der AKP-Quote als auch die erheblich größeren potenziellen zukünftigen Ein-
nahmen, die sich aus der EBA-Initiative ergeben. Andererseits profitiert Malawi als nor-
maler Exporteur, wenn aufgrund der geringeren EU-Zuckerexporte die Weltmarktpreise
steigen.

Kompensationsmodelle

Dr. Rudolf Buntzel vom Evangelischen Entwicklungsdienst Deutschland (EED) verdeut-
licht die Positionen der NRO: „Die Verluste der AKP- und LDC-Staaten durch die Re-
form der EU-Zuckermarktordnung müssen kompensiert werden. Die Mittel dafür dürfen
nicht aus Entwicklungsgeldern kommen sondern aus Mitteln des Zuckerregimes.“

Bisher ist das EU-Zuckermarktsystem in etwa so organisiert, dass die Konsumenten einen
Preis für Zucker zahlen, der 2-3 mal über dem Weltmarktpreis liegt. Dieses Geld wird
u.a. genutzt, um den Export der Überschüsse der EU-Produzenten zu subventionieren.
Hingegen wird der Reexport des Präferenzzuckers von AKP- und LDC-Importen aus dem
EU-Haushalt finanziert.

Da die Situation der Zuckersektoren in jedem Land unterschiedlich ist, sollten die Kom-
pensationen flexibel eingesetzt werden dürfen. Dafür sind nationale Aktionspläne ein
sinnvolles Instrument. Dr. Rudolf Buntzel ergänzt, dass im Prinzip die Nationalen Akti-
onspläne der EU eine richtige Antwort für die unterschiedlichen Anforderungen in den
einzelnen Ländern seien. Die nationalen Aktionspläne seien für die Länder, nicht für die
Zuckerunternehmer und noch nicht einmal für die Zuckerbauern.

Malawi unterstützt die Idee der nationalen Aktionspläne. Bupe Mulagu und Borzian Mto-
nya, Mitglieder der Regierungsdelegation Malawis, kritisieren sehr, dass die geplanten
Kompensationen für den Verlust der Präferenzen aus dem Entwicklungsfonds kommen.
„Die Kompensationen konkurrieren dann mit Geldern, die sonst beispielsweise für die
Vermeidung von HIV und AIDS zur Verfügung stehen würden.“

Malawi verlangt Geld für die Verluste auf Grund der neuen EU-Zuckermarktordnung als
Anpassungsunterstützung für mehr Wettbewerbsfähigkeit. Unterschiedliche Positionen
gibt es zu der Frage, wie diese Anpassungsunterstützung bezeichnet werden soll:

Malawi meint, „Kompensation“ klinge zu sehr nach Barmherzigkeit (charity). Langfristi-
ges Ziel sei aber eine selbstständige Zuckerwirtschaft ohne Hilfe. Im Fall Malawis seien
Investitionen in den Zuckersektor und in die handelsbezogene Infrastruktur die richtige
Antwort.

Michael Brüntrup vom DIE erläutert, dass die EU den Begriff Kompensationen aus ande-
ren Gründen schwierig finde. Sie befürchte, dass er als rechtliche Verpflichtung aufge-
fasst werden könne - analog zu den Rechten der europäischen Zuckerproduzenten auf
Grund der langjährigen Stützungen. „Gerade weil der Begriff Kompensation eine rechtli-
che Verpflichtung beinhaltet, könnte er  für LDC und AKP aber  nützlich sein“, so Mi-
chael Brüntrup.
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Eine weitere Debatte gibt es darüber, ob eine solche Anpassungshilfe eine bilaterale zwi-
schen EU und den Präferenzverlieren oder eine multilaterale Angelegenheit wäre. Im
ersten Fall ist nur die EU für die „Kompensation“ zuständig, mit allen Nachteilen (Un-
verbindlichkeit, unklare Allokation). Man kann die Unterstützung andererseits auch im
Sinne der WTO als Teil der gesamten Verhandlungsrunde sehen, in der es anerkannter-
maßen sowohl Gewinner als auch Verlierer gibt. Dann könnten Präferenzerosions-
Ausgleichszahlungen multilateral bindend festgeschrieben werden und wären nicht mehr
vom politischen Willensbildungsprozess einzelner Staaten (oder im Falle der Zucker-
marktordnung von der EU) abhängig. Konsequenterweisen würden dann alle Liberalisie-
rungsgewinner einzahlen, d.h. auch Länder wie Brasilien.

Diesen Vorschlag findet Eduardo Carvalho als Vertreter der brasilianischen Zuckerroh-
anbauer sehr abwegig: „Brasilien hat jahrzehntelang unter den Exportsubventionen ge-
litten und soll jetzt für deren Abschaffung zahlen?“, so seine Frage.

Der Internationale Währungsfonds hat mit seinem neuen Trade Integration Mechanism
im Prinzip schon ein Ausgleichselement geschaffen, allerdings auf Kreditbasis. Ein fi-
nanzieller Ausgleich (ohne Kredit) ist ein zusätzliches Instrument, das einmal auf morali-
scher Basis, aber auch aus politischen Gründen zu rechtfertigen ist, um die WTO-Runde
nicht an den Verlierern scheitern zu lassen bzw. sie für Liberalisierung positiv einzu-
stimmen. Michael Brüntrup erläutert: „Auf Basis der merkantilistischen Logik der WTO
wäre ein multilateraler Ausgleichsmechanismus die richtige Antwort.“

Das Fazit der Teilnehmenden: auf jeden Fall muss die Unterstützung je nach Land ange-
passt werden – im Falle Malawis zur Unterstützung des Ausbaus der Zuckerindustrie und
für Diversifizierung. In anderen Fällen, wo Zucker nicht wettbewerbsfähig ist, rein für die
Diversifizierung der Produktion.

... Sie fanden diese Publikation interessant und hilfreich?

Wir stellen unsere Veröffentlichungen zum Selbstkostenpreis zur Verfügung, zum
Teil auch unentgeltlich. Für unsere weitere Arbeit sind wir jedoch auf Spenden und
Mitgliedsbeiträge angewiesen.

Spendenkonto: 32 123 00, Bank für Sozialwirtschaft AG, BLZ 10020500

Informationen zur Mitgliedschaft finden Sie auf der Rückseite dieses Hefts. Vielen
Dank für Ihre Unterstützung!
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